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These 1:

Die gesellschaftliche und wirtschaftliche Bedeutung des Internet wächst weiter. 

Das Internet hat in kürzester Zeit so mannigfaltige und tiefgreifende gesellschaftliche und wirtschaftliche Veränderungen hervorgerufen wie kaum eine andere technische Entwicklung. Es ist aus dem täglichen Leben der Bevölkerung in den entwickelten Ländern nicht mehr wegzudenken. Von seinen verschiedenen Diensten haben insbesondere der Informationsaustausch durch elektronische Post (E-Mail) und das World Wide Web überragende Bedeutung erlangt. 

Aktuelle Schätzungen gehen davon aus, daß alleine in Deutschland das Internet von knapp 20 Mio. Menschen regelmäßig genutzt wird. Die Veränderungen betreffen aber nicht nur die Quantität der Nutzung, sondern auch die Qualität: Es gibt zunehmend Dienstleistungen und Informationen, die nur noch über das Internet oder aber zumindest aktueller und komfortabler zur Verfügung gestellt werden. Die Initiative D21, ein von der Bundesregierung geförderter Zusammenschluß der deutschen Wirtschaft mit der Zielsetzung, die Transformation von der Industrie- zur Informationsgesellschaft in Deutschland zu beschleunigen, hat erst kürzlich vor der Schaffung einer Zweiklassengesellschaft von Menschen, die das Internet nutzen, und solchen, die es nicht nutzen, gewarnt. Aber nicht nur die gesellschaftliche, auch die wirtschaftliche Bedeutung des Internet wächst ständig. Das Volumen des Internet-Handels in Europa erreicht mittlerweile dreistellige Milliardenbeträge.

These 2:

Die Städte und Gemeinden verstehen sich als Teil dieser allgemeinen Entwicklung und haben frühzeitig durch die Schaffung eigener Informationsangebote im Internet auf die neuen Herausforderungen reagiert. Dabei ist jedoch zumindest in der Anfangsphase die Tragweite der durch das Internet ausgelösten Veränderungen zum Teil unterschätzt worden.

Der explosionsartige Anstieg der letzten 5 Jahre bei den Nutzerzahlen läßt sich auch bei der Zahl der Angebote der Städte und Gemeinden im Internet beobachten, obgleich verläßliche Gesamterhebungen vorliegen. Sicher ist aber, daß mittlerweile fast alle bundesdeutschen Kommunen mit mehr als 30.000 Einwohnern einen eigenen Webauftritt haben und auch kleinere Städte und Gemeinden in zunehmender Zahl vertreten sind. Kommunale Angebote hatten (zumindest in der Frühphase) eher Präsentationscharakter und dienten der Information und Selbstdarstellung. Da die Tragweite der Entscheidung, sich im Internet zu präsentieren und kommunale Dienstleistungen über das neue Medium anzubieten, nicht immer richtig eingeschätzt wurde, wurden die notwendigen personellen und sächlichen Ressourcen zur Pflege des Angebotes nicht immer bereitgestellt. Häufig fehlte vor allem ein von allen getragenes mittelfristiges Konzept, welches die Frage beantwortet, welche Zielgruppen mit welcher Intention angesprochen werden sollten.

Die Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer hat in mehreren Untersuchungen an weit über 1.000 kommunalen Internet-Angeboten (Speyerer Web-Test) Aufbau und Qualität der angebotenen Informationen und Dienstleistungen untersucht und ist dabei zu folgenden Schlußfolgerungen gelangt:

· Die durch das Internet gebotenen Potentiale werden nur durch sehr wenige kommunale Angebote ausgeschöpft.

· Qualitativ ergaben sich im Betrachtungszeitraum (1997 bis 1998) keine deutlichen Verbesserungen.

· Kleinere Kommunen erreichen insgesamt nicht das Qualitätsniveau der großen.

Diese und andere Bestandsaufnahmen zeigen, daß in den kommunalen Internet-Angeboten noch ein beträchtliches Entwicklungspotential steckt.

These 3:

Die bestehenden kommunalen Homepages müssen mit der Zielrichtung eines umfassenden „e-government“ zu einem umfassenden Dienstleistungsangebot ausgebaut werden. Bundes- und Landesgesetzgeber sind aufgefordert, die erforderliche Rechtssicherheit zu schaffen.

Die kommunalen Internet-Angebote der ersten Stunde waren in der Mehrzahl statische Informationsangebote. Bürger und Wirtschaft erwarten indes von ihrem Dienstleister Kommunalverwaltung im 21. Jahrhundert die gleichen interaktiven Kommunikationsformen, wie sie sie auch schon im übrigen täglichen Leben verwenden. Verwaltungsabläufe müssen deshalb den technischen Möglichkeiten unserer Zeit angepaßt werden.

Unter den nicht immer trennscharf verwendeten Begriffen „e-government“ und „virtuelles Rathaus“ wird im weitesten Sinne diskutiert, wie die bestehenden kommunalen Internet-Angebote fortentwickelt werden können. Ziel ist es, die physische Präsenz des Bürgers für die Inanspruchnahme von Dienstleistungen der Verwaltung - soweit dies möglich ist und vom Bürger gewünscht wird - überflüssig zu machen. Gleiches gilt für die Bindung der Erbringung dieser Dienstleistungen an feste Zeiten. Die bisherigen Aufgabenstrukturen sollen zunehmend durch sogenannte "Lebenslagenkonzepte" abgelöst werden. Gemeint ist eine stärkere Orientierung der Dienstleistung an der Situation und den Bedürfnissen des einzelnen. So soll beispielsweise bei einem Umzug der Bürger Gelegenheit haben, alle mit dieser "Lebenslage" notwendigen Formalitäten wie Anmeldung, Ummeldung des Kfz, Bestellung von Mülltonnen oder Mitteilung über das Halten eines Hundes beim Steueramt EDV-gestützt und im Zusammenhang zu erledigen. Dabei ist insbesondere auch die Prämisse zu berücksichtigen, daß es den Bürger letztlich nicht interessiert, wie beispielsweise die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Kommune und Kreis geregelt ist. Von daher werden sich Lebenslagenkonzepte nur in Verbindung mit einer besseren Zusammenarbeit der verschiedenen kommunalen Ebenen anbieten lassen.

Ein sich deutlich abzeichnender Trend ist auch die Portalfunktion kommunaler Web-Seiten. Dies bedeutet, daß dem Bürger dort ein umfassender Zugang zu lokalem und regionalem Wissen und zu Dienstleistungen angeboten werden soll, unabhängig davon, wer die einzelnen Bestandteile des Angebotes zu verantworten hat. Dies betrifft auch die Einbeziehung des örtlichen Handels in Internet-Auftritte der Gemeinde.

Ferner wird eine Verbesserung der Qualität der Ratsarbeit durch Einbeziehung von Ratsinformationssystemen angestrebt. Dieser Ansatz, das Internet als Plattform für die politisch Verantwortlichen nutzbar zu machen, wird zunehmend auch in Richtung der Einbeziehung von Bürgern in Planungs- und Entscheidungsprozesse ausgebaut (Stichwort "Teledemokratie"). 

Auf dem Weg zum virtuellen Rathaus sind freilich noch zahlreiche Hindernisse zu überwinden. Dies betrifft u.a. den Umgang mit elektronischen Signaturen. Zur Zeit stehen die Mitarbeiter der Verwaltungen der Frage des Umgangs mit rechtlich relevanten Anträgen durch Bürger in digitaler Form noch vergleichsweise hilflos gegenüber. Das gerade verabschiedete neue Signaturgesetz, welches klare Voraussetzungen auch für eine verläßliche Signierung von rechtlich relevanten Dokumenten der Verwaltung schaffen soll, muß nunmehr zügig mit Leben erfüllt werden. Zahlreiche Vorschriften des öffentlichen Rechts, insbesondere auch das Verwaltungsverfahrensgesetz, müssen ebenfalls an die neuen Möglichkeiten angepaßt werden.

Zunehmende Bedeutung gewinnen in diesem Zusammenhang naturgemäß auch Fragen des Datenschutzes, insbesondere sensibler personenbezogener Daten.
These 4:

Das „virtuelle Rathaus“ darf nicht als Ersatz, sondern nur als Ergänzung zu bestehenden Angeboten verstanden werden.

Die physische Präsenz des Bürgers soll zwar zukünftig für eine Vielzahl kommunaler Dienstleistungen nicht mehr unabdingbar sein, jedoch muß die Möglichkeit des persönlichen Gesprächs und der Beratung im Rathaus auf jeden Fall erhalten bleiben. Trotz der immer noch zunehmende Verbreitung des Internet ist davon auszugehen, daß es auch künftig Bevölkerungsgruppen – insbesondere sozial benachteiligte – geben wird, die an der beschriebenen Entwicklung nicht teilhaben. Hinzu kommen die Bürgerinnen und Bürger, die generell oder in Einzelfällen die persönliche Beratung und das Gespräch wünschen. Von daher kann das virtuelle Rathaus nur ein ergänzendes Angebot sein.

These 5:

Die Errichtung „virtueller Rathäuser“ kann nicht ohne Auswirkungen bleiben auf die Organisationsstrukturen der kommunalen Verwaltungen insgesamt.

Das virtuelle Rathaus kann nur dann realisiert werden, wenn nicht nur das Angebot auf der kommunalen Homepage – also die Schnittstelle zum Bürger - ausgebaut und erweitert wird, sondern auch die verwaltungsinternen Arbeitsabläufe und Strukturen (workflow) an die elektronische Bearbeitung angepaßt werden. Es muß möglich sein, elektronisch eingehende Anträge und Informationen mit datenbankgestützten Systemen ohne Medienbruch und mehrfache Datenerfassungen weiter zu bearbeiten.

Der Arbeitsplatz in der öffentlichen Verwaltung mit Internet-Zugang ist bei weitem noch nicht die Regel. Dort, wo die Möglichkeiten technisch vorhanden sind, ist eine verbreitete Unsicherheit über die Modalitäten des Zugangs zu beobachten. Wer soll überhaupt Zugang zum Internet haben und welche Möglichkeiten der Nutzung sollen erlaubt sein? Insbesondere seitens der kommunalen Systemadministratoren werden Befürchtungen geäußert, daß durch die Gefahr von Viren, des unautorisierten Zugriffs auf Rechnersysteme von außen sowie durch die Installation von aus dem Netz geladener Software die Systemintegrität der kommunalen Netzwerke gefährdet werden könnte. Dennoch ist wohl davon auszugehen, daß die meisten Arbeitsplätze in den Kommunen zukünftig mit einem Internet-Zugang versehen sein werden. Dies wird nicht ohne Konsequenzen bleiben für die interne Verwaltungsorganisation. Das Internet begünstigt tendenziell eine weitere Abflachung von Hierarchieebenen und Entscheidungsstrukturen. Die zunehmende Verfügbarkeit von Informationen in digitaler Form rückt auch weitere Gesichtspunkte ins Blickfeld: Zum einen wird der Datenaustausch mit anderen Behörden auf kommunaler, Kreis- oder Landesebene (insbesondere auch den statistischen Landesämtern) in Papierform wahrscheinlich bald der Vergangenheit angehören. Zu lösen ist in diesem Zusammenhang allerdings die Frage geeigneter Schnittstellen. Da ohnehin die Mehrzahl der Dokumente in elektronischer Form vorhanden sein wird, wächst das Interesse an elektronischen Dokumentenmanagementsystemen. Dies setzt aber voraus, daß - gerade bei rechtlich relevanten Schriftstücken - die Frage des Beweiswertes digitaler Kopien positiv beantwortet wird. Auch die Frage der Vereinbarkeit mit anderen gesetzlichen Vorschriften, wie z.B. mit dem Archivgesetz NW, muß beantwortet werden.

Die elektronische Verfügbarkeit der Informationen begünstigt eine weitere Entwicklung, nämlich die Telearbeit. Da Informationen ohne spürbaren Zeitverlust transportiert werden können, ist die physische Präsenz an einem Arbeitsplatz in einem Verwaltungsgebäude oft keine zwingende Voraussetzung mehr. 

Schließlich muß die Verfügbarkeit des neuen Mediums stärker als bisher Konsequenzen für die Aus- und Fortbildung kommunaler Bediensteter, insbesondere auch der Führungskräfte haben. 

These 6:

Der Wissenstransfer hinsichtlich erfolgversprechender Lösungsansätze ist zu intensivieren.

Das Thema e-government ist in den vergangenen Monaten Gegenstand zahlreicher Veranstaltungen der unterschiedlichsten Organisationen gewesen. Dennoch belegen zahlreiche Anfragen aus der Praxis, daß vielerorts Kommunen mit den gleichen Problemen kämpfen und das Wissen um bereits vorhandene Konzepte und Lösungen nicht sehr verbreitet ist. Daraus resultiert die Gefahr, daß bei der Suche nach Problemlösungen Zeit und Ressourcen unnötig vergeudet werden. 

Zu fordern ist deshalb die Schaffung zentraler Wissenspools, in denen Informationen über Pilot- und Modellprojekte (wie z.B. das von der Landesregierung geförderte Modellprojekt der Stadt Hagen) nachvollziehbar aufbereitet und ständig aktualisiert werden. Dabei sollten gerade auch die Belange kleinerer Städte und Gemeinden stärker Berücksichtigung finden, die nicht über die gleichen personellen und sächlichen Ressourcen verfügen wie die oft als Vorreiter des virtuellen Rathauses genannten Großstädte.

These 7:

Das Internet macht nicht nur eine neue Ausrichtung des Dienstleistungsangebots erforderlich, sondern hat Auswirkungen auf die Gemeinde als Lebens- und Wirtschaftsraum insgesamt.

Die Auswirkungen des Internet auf die kommunale Ebene beschränken sich nicht auf die Frage, wie kommunale Internet-Angebote zu organisieren sind.

Eine große Herausforderung für die Kommunen liegt beispielsweise im E-Commerce, also dem Handel unter Nutzung des Mediums Internet. Unterschieden werden der Business-to-Consumer-Bereich (B2C), hinter dem sich das klassische Online-Shopping beispielsweise beim Buchhandel, bei Touristikdienstleistungen oder bei Gebrauchtwagen verbirgt, und der Business-to-Business-Bereich (B2B). Dabei handelt es sich um quasi-Handelsbörsen, in denen beispielsweise Rohstoffe wie Heizöl oder Teile für die Autoindustrie gehandelt werden. Nach einer Prognose der Forrester Research Group aus dem Jahr 1999 wird der E-Commerce-Umsatz in Deutschland im Jahr 2004 über 400 Mrd. Euro betragen. 

Diese Veränderungen des Wirtschaftslebens durch das Internet betreffen zumindest mittelbar auch die Kommunen. So werden sich beispielsweise die Kriterien für die Standortwahl von Unternehmen, die einen Großteil ihrer Geschäftstätigkeit über das Internet abwickeln, verändern. Durch den E-Commerce und seine Nähe zum klassischen Versandhandel werden erhöhte Anforderungen an die technische Infrastruktur und an lokale Logistikkonzepte gestellt. Gleichzeitig droht eine weitere Aushöhlung der Funktion der Innenstädte als Handelszentren. Aus kommunaler Sicht muß daher gefragt werden, wie diese Entwicklungen bei der Stadtplanung, der Wirtschaftsförderung und beim Stadtmarketing berücksichtigt werden können.

Auch auf andere, derzeit in der politischen Diskussion befindliche Entscheidungen wird E-Commerce nicht ohne Auswirkungen bleiben. Jeder Internet-Laden ist de facto 24 Stunden in Betrieb. Dies kann nicht ohne Konsequenzen für die Ladenschlußdebatte bleiben. 

Veränderungen gibt es aber auch in Bereichen, die auf den ersten Blick weniger offensichtlich sind. Über das Internet werden beispielsweise Sparkassen zunehmend über ihren angestammten territorialen Geschäftsbereich hinaus tätig. Damit ist die Frage verbunden, ob es einen Abschied vom hergebrachten Regionalprinzip geben wird und ob unter diesen Vorzeichen die Haftung der Kommunen als Gewährträger für die Aktivitäten der kommunalen Kreditinstitute aufrechterhalten werden kann.

Unzählige weitere Fragen und Themenkomplexe schließen sich an: So hat E-Commerce Konsequenzen für die Frage einer angemessenen Gewerbesteuerzerlegung. Wie wird künftig der Sitz einer Betriebsstätte definiert? Ist eine Zerlegung der Gewerbesteuer nach Arbeitslöhnen sinnvoll? Bietet E-Commerce Kommunen neue Möglichkeiten der Nachfragebündelung im Beschaffungswesen? 

Diese Probleme und Fragen werden zukünftig sowohl für die Kommunalpolitik vor Ort als auch für die Arbeit der kommunalen Spitzenverbände an Bedeutung zunehmen.
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